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Kapitel 2: Für eine andere Wirtschaft: demokratisch, nachhaltig und gerecht 1 

2.1 Die Wirtschaft ist für die Menschen da: Für eine sozialökologische Transformation 2 

2.1.1 Strukturwandel: Weniger Produktion, mehr Dienstleistung und Bildung 3 

Nordrhein-Westfalen ist das wirtschaftlich stärkste Land der Bundesrepublik. 2024 betrug 4 
das Bruttoinlandsprodukt von NRW ca. 872 Mrd. Euro. Der Zuwachs von 2023 auf 2024 5 
betrug nominal 2,4%, aber preisbereinigt sank es um 0,4%. Seit Beginn der 1960er-Jahre 6 
befindet sich das Land in einem Strukturwandel. Von einer traditionell von Bergbau und 7 
Industrie geprägten Region entwickelt sich Nordrhein-Westfalen zu einem 8 
Dienstleistungsstandort. Der Anteil der Dienstleistungen an der nordrhein-westfälischen 9 
Wirtschaftsleistung lag im Jahr 2024 bei 73,9 Prozent. 7,65 Millionen Erwerbstätige waren in 10 
NRW im Dienstleistungssektor beschäftigt. Im Vergleich zu 1970 hat sich die Zahl der 11 
Erwerbstätigen in diesem Bereich damit mehr als verdoppelt.  12 

NRW ist ein Land der hoch qualifizierten Akademiker*innen und Fachkräfte. Dafür sorgen die 13 
68 Universitäten und Fachhochschulen, an denen rund 760.000 Studierende lernen. Mehr 14 
als jede vierte Person mit Hochschulabschluss in Deutschland wird in NRW ausgebildet.  15 
Allein im Jahr 2021 absolvierten rund 114.000 Studierende ihre Ausbildung an nordrhein-16 
westfälischen Hochschulen. Die hoch entwickelten Betriebe des Landes bringen zudem 17 
hervorragend ausgebildete Fachkräfte hervor. 18 

2.1.2 NRW bleibt Industrieregion 19 

Zugleich ist Nordrhein-Westfalen mit der Metropole Ruhr als Kernraum nach wie vor die 20 
stärkste Industrieregion Europas. Das produzierende Gewerbe erwirtschaftete im Jahr 2024 21 
mit 2,1 Millionen Erwerbstätigen knapp 25,5 Prozent der nordrhein-westfälischen 22 
Wirtschaftsleistung. 23 

Rund eine Million Beschäftigte sind heute noch in NRW in Industrie-Unternehmen tätig. Eine 24 
weitere Million Menschenarbeiten in Unternehmen, die von Industriebetrieben abhängig 25 
sind.  26 

NRW ist ein Land der hoch qualifizierten Akademiker und Fachkräfte. Dafür sorgen die 68 27 
Universitäten und Fachhochschulen, an denen rund 760.000 Studierende lernen. Mehr als 28 
jeder vierte Akademiker in Deutschland wird in NRW ausgebildet. Allein im Jahr 2021 29 
absolvierten rund 114.000 Studierende ihre Ausbildung an nordrhein-westfälischen 30 
Hochschulen. Die hoch entwickelten Betriebe des Landes bringen zudem hervorragend 31 
ausgebildete Fachkräfte hervor. Die Industrien in NRW sind grundsätzlich hoch profitabel. 32 
20% des deutschen Industrieumsatzes werden in NRW erwirtschaftet. Dazu tragen vor allem 33 
die Branchen Nahrungs- und Futtermittel, Maschinenbau, Chemie, Eisen, Stahl, Metalle, 34 
Fahrzeuge und Energiewirtschaft bei. NRW verfügt aber auch über eine profitable, 35 
exportorientierte Rohstoffindustrie.   36 

2.1.3 Rückläufige Umsätze und Beschäftigung in der Industrie 37 

Allerdings war der Industrieumsatz im Jahr 2024 rückläufig (-4,8 Prozent) und dieser 38 
Rückgang setzte sich auch 2025 fort (-2,4 Prozent). Dabei waren jeweils das Inlands- und 39 
das Auslandsgeschäft fast gleichwertig betroffen. 40 
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Innerhalb der umsatzstärksten Branchen konnte einzig die Herstellung von Nahrungs- und 41 
Futtermitteln zulegen: Mit 30,8 Milliarden Euro verzeichnete sie ein Plus von fünf Prozent. 42 

Alle anderen großen Industriezweige in NRW mussten dagegen Einbußen hinnehmen. 43 
Besonders stark betroffen waren: 44 

• Die Metallerzeugung und -bearbeitung, deren Umsatz mit 29,3 Milliarden Euro um 6,8 45 
Prozent sank 46 

• Die Automobilindustrie: Die Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen kam 47 
auf 22,2 Milliarden Euro bei einem Rückgang von 6,7 Prozent 48 

• Die chemische Industrie verzeichnete einen Umsatz von 36,1 Milliarden Euro bei 49 
einem Rückgang von 3,2 Prozent 50 

• Der Maschinenbau mit einem Umsatz von 35,4 Milliarden Euro und einem Verlust von 51 
0,2 Prozent 52 

Parallel zur Umsatzentwicklung ging auch die Beschäftigung in der Industrie NRWs zurück. 53 
Durchschnittlich waren in den ersten drei Quartalen 2025 etwas mehr als 1 Millionen 54 
Menschen in den nordrhein-westfälischen Industriebetrieben tätig – 2,0 Prozent weniger als 55 
im Vorjahr. Für große Produktionsbereiche hieß das: 56 

• Besonders deutlich war der Rückgang in der Automobilbranche, die mit 57.189 57 
Beschäftigten ein Minus von 9,4 Prozent verzeichnete 58 

• Der Maschinenbau blieb mit 176.979 Beschäftigten zwar die größte Branche, musste 59 
aber ebenfalls einen Rückgang von 1,3 Prozent hinnehmen 60 

• In der Metallerzeugung und -bearbeitung waren 128.492 Personen tätig, 1,2 Prozent 61 
weniger als im Vorjahreszeitraum 62 

Ein gegenläufiges Bild zeigte sich erneut in der Nahrungs- und Futtermittelindustrie: Dort 63 
stieg die Zahl der Beschäftigten um 6,7 Prozent auf 103.950 Personen. 64 

2.1.4 Querschnittbranche Umweltwirtschaft 65 

Der Umweltwirtschaftsbericht der Landesregierung weist für die Querschnittbranche 66 
Umweltwirtschaft ein überdurchschnittliches Wachstum (4,3 Prozent) aus. Mit knapp 67 
600000 Beschäftigten wurden ca. 18,9 Prozent des BIP in NRW erzielt. Ein wesentlicher 68 
Faktor für die Resilienz der Umweltwirtschaft ist ihr Reservoir an gut ausgebildeten 69 
Fachkräften, der sich an der Struktur ihrer Beschäftigungsverhältnisse ablesen lässt. So 70 
lässt sich im Vergleich zur gesamten Erwerbstätigkeit eine stärkere Entwicklung von 71 
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnissen feststellen, die allgemein als 72 
hochwertig und langfristig ausgelegt betrachtet werden können. Ihr Anteil an den gesamten 73 
Erwerbstätigen in der Umweltwirtschaft liegt mit ca. 81 % deutlich über dem Wert von 75 % 74 
in der Gesamtwirtschaft.  75 
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Besonders ausgeprägt ist dieses Beschäftigungsverhältnis: 76 
• in der Wasserwirtschaft 77 
• in der Umweltfreundlichen Mobilität 78 
• in der Materialien-, Materialeffizienz- und Ressourcenwirtschaft 79 

Gleichzeitig lässt sich bei den sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten bei einem 80 
Wachstum von 1,7 % p. a. seit 2010 eine deutlich höhere Wachstumsrate als bei den 81 
Selbstständigen (0,4 % p. a.) und den geringfügig Beschäftigten (0,5 % p. a.) verzeichnen. 82 

2.1.5 Ungleiche Einkommensverteilung in verschiedenen Branchen 83 

17 der 50 umsatzstärksten deutschen Unternehmen haben ihren Sitz in NRW. Dazu gehören 84 
namhafte Global Player wie Bayer, Bertelsmann, Deutsche Post DHL, Deutsche Telekom, 85 
E.ON, Henkel oder Thyssenkrupp. Außerdem sind auch 12 der 40 größten 86 
Handelsunternehmen in NRW zuhause, Firmen wie Aldi, Metro oder Rewe. Aber vor allem 87 
bilden rund 711.600 kleine und mittlere Unternehmen (KMU) das wirtschaftliche Rückgrat 88 
des Landes. 89 

Im Jahr 2024 betrugen die durchschnittlichen Bruttojahresverdienste (inkl. 90 
Sonderzahlungen) der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer*innen in Nordrhein-Westfalen 91 
62119 Euro. Mit einem durchschnittlichen Bruttojahresverdienst von 105975 Euro lagen 92 
vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer*innen im Bereich der „Kokerei und Mineralölverarbeitung” 93 
an der Spitze der Verdienste in Nordrhein-Westfalen. Wie „Information und Technik 94 
Nordrhein-Westfalen“ als Statistisches Landesamt weiter mitteilt, waren ihre 95 
Bruttojahresverdienste damit fast 44000 Euro höher als der Durchschnittswert aller 96 
Wirtschaftszweige. Am unteren Ende der Verdienstskala befanden sich die 97 
Vollzeitbeschäftigen in den Bereichen „Gastronomie” (36732 Euro), „Erbringung von 98 
sonstigen überwiegend persönlichen Dienstleistungen” (37773 Euro), „Landwirtschaft, Jagd 99 
und damit verbundene Tätigkeiten” (37942 Euro), „Beherbergung” (39635 Euro), 100 
„Gebäudebetreuung, Garten- und Landschaftsbau” (43003 Euro) und „Spiel-, Wett- und 101 
Lotteriewesen” (43861 Euro). 102 

2.1.6 Ungleiche Einkommensverteilung in den Regionen 103 

Im Jahr 2022 (neueste Zahl) verfügte laut LWL-Statistik des Landschaftsverbands 104 
Westfalen-Lippe jede*r Einwohner*in in Nordrhein-Westfalen rein rechnerisch über ein 105 
durchschnittliches Jahreseinkommen von 25.100 Euro. Wie Information und Technik 106 
Nordrhein-Westfalen als Statistisches Landesamt mitteilt, waren das 1288 Euro mehr als ein 107 
Jahr zuvor. Mit 29471 Euro wies der Rheinisch-Bergische Kreis das höchste verfügbare 108 
Einkommen je Einwohner aller 396 Städte und Gemeinden in NRW auf. Die nachfolgenden 109 
beiden Ränge belegten die Stadt Düsseldorf (29.355 Euro) und der Kreis Olpe (29.108 Euro). 110 

Sowohl die LWL-Statistik als auch eine Studie der Hans-Böckler-Stiftung zum verfügbaren 111 
Pro-Kopf-Einkommen der privaten Haushalte in Deutschland hat enorme 112 
Einkommensunterschiede unter den Kommunen festgestellt. Auf den letzten zehn Plätzen 113 
des Rankings liegen mehrere Städte in Nordrhein-Westfalen, im Ruhrgebiet. 114 

2.1.7 Niedriglohnland NRW 115 
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Eine Studie des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB NRW) zeigt, dass ca. 17 Prozent der 116 
Beschäftigten in NRW im Niedriglohnsektor mit weniger als 14,32 Euro Stundenlohn 117 
arbeiten. Besonders prekär ist die Situation von Beschäftigten unter 25 Jahren. Hier beträgt 118 
der Anteil an Niedriglohnbeschäftigten 44 Prozent. Im Schnitt sind laut Erhebung etwas 119 
mehr Frauen im Niedriglohnsektor beschäftigt als Männer. Die Branche mit dem höchsten 120 
Anteil an Niedriglöhnen ist das Gastgewerbe mit knapp 60%. 121 

2.1.8 Mangelnde Versorgung und Investitionsbedarf 122 

Zudem bleibt festzuhalten, dass die Versorgung mit Gütern der Gesundheitsvorsorge in 123 
vielen Teilen von NRW unzureichend ist. Es fehlt vor allem im ländlichen Raum an 124 
Hausärzt*inn, Fachärzt*inn, Psychotherapeut*innen und Krankenhäusern. Insgesamt 125 
unterversorgt ist auch der gesamte Bereich der mentalen Gesundheit, im stationären ebenso 126 
wie im ambulanten Bereich und der Prävention. Trotzdem sollen noch Krankenhäuser 127 
geschlossen werden, und den Psychotherapeut*innen wurden die Mittel gekürzt. Hier wird 128 
deutlich, dass die Wirtschaft in NRW zwar profitabel ist, aber ihre Funktion die Menschen mit 129 
lebensnotwendigen Gütern und Dienstleistungen zu versorgen, deutlich verfehlt. 130 

2.1.9 Wirtschaftspolitik anders denken 131 

Als Linke haben wir das Ziel, die Wirtschaft in NRW zukunftssicher zu entwickeln und die 132 
Schieflage bei der Verteilung ihrer Ergebnisse zu überwinden. Unternehmen der 133 
Daseinsvorsorge wollen wir vom Zwang befreien, Profite zu erwirtschaften, und in 134 
gesellschaftliches Eigentum unterschiedlicher Formen überführen. Dazu zählen wir auch den 135 
Energiesektor, den wir vergesellschaften wollen. Wir wollen die Wirtschaft in NRW 136 
dekarbonisieren, digitalisieren und demokratisieren. Zusätzlich wollen wir sie überwiegend 137 
als Kreislaufwirtschaft etablieren. 138 

Der Dekarbonisierung von Schlüsselindustrien wie Stahl und Chemie, aber auch 139 
Maschinenbau und Fahrzeuge kommt hierbei eine Schlüsselrolle zu. Fossile Energieträger 140 
müssen in diesen Industrien so schnell wie möglich durch Grünen Wasserstoff ersetzt 141 
werden. Die Industriebetriebe in NRW sind zum Teil in der Lage, diese Umstellung aus 142 
eigener Kraft zu bewältigen. Da, wo das nicht möglich ist, es aber Sinn macht, die 143 
Produktion aufrecht zu erhalten, soll das Land Mehrheitseigentümer werden und 144 
anschließend investieren. 145 

2.1.10 Kreislaufwirtschaft entwickeln 146 

Eine Studie des Wuppertal Instituts belegt, dass die Wirtschaft in NRW ein weltweit 147 
beispielloses Potential zur Zirkularisierung aufweist. 148 

Als besondere Stärken werden dabei folgende Aspekte hervorgehoben: 149 
• Räumliche Konzentration vieler Schlüssel-Akteure in zentralen Wertschöpfungsketten 150 
• Hoch innovative Unternehmen und bestehende Best-Practice-Beispiele 151 
• Exzellente Forschungslandschaft und Transfereinrichtungen 152 
• Zirkuläres Wirtschaften ist in einer Vielzahl von Strategien verankert, zum Beispiel der 153 

Nachhaltigkeitsstrategie oder der Innovationsstrategie 154 

Allerdings ist insgesamt noch kein klarer Effekt auf den Rohstoffverbrauch bzw. die 155 
Rohstoffproduktivität festzustellen. Das will Die Linke ändern.  156 
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Als Linke wollen wir: 157 
• thematische Fokussierung und Zielstellung: regelmäßige Erhebung transparenter 158 

Indikatoren, den zu starken Fokus auf Abfall und Abfallentsorgung überwinden, 159 
Kreislaufwirtschaft als Zukunftschance wahrnehmen 160 

• Investitionen und Förderung ausbauen und beim Land bündeln 161 
• Kreislaufwirtschaft als Querschnittsthema:  den Fokus von der Optimierung 162 

unternehmensinterner Prozesse hin zu einem Umbau der gesamten industriellen 163 
Produktion verschieben, die mangelnde Digitalisierung überwinden, Möglichkeiten 164 
der in NRW ansässigen Unternehmen und Industrien gemeinsam entwickeln 165 

Die Digitalisierung der Wirtschaft in NRW ist für uns nicht nur eine Frage der 166 
Produktivkraftentwicklung, sondern vor allem eine soziale Gestaltungsaufgabe. Im Zentrum 167 
steht die Frage, wie die Digitalisierung der Arbeitswelt zu einer Verbesserung der 168 
Arbeitsbedingungen, zu mehr Freiheit für die Beschäftigten und mehr Miteinander der 169 
Kolleg*innen im Betrieb führen kann. Dafür reichen eine schnelle Internetverbindung und 170 
vernetzte Produktionsprozesse allein nicht aus. Die Möglichkeiten digitaler Instrumente als 171 
Werkzeuge für eine Demokratisierung der Betriebe einzusetzen, müssen ausgelotet werden. 172 

2.1.11 Sozialökologische Investitionspolitik 173 

DIE Linke fordert mehr öffentlichen Investitionen, um die Wirtschaft nachhaltig und 174 
Nordrhein-Westfalen sozialer und zukunftsgerechter zu machen. Wir lehnen es ab, wichtige 175 
Investitionen allein durch Umschichtungen im Haushalt zu finanzieren. Vor allem die 176 
Schuldenbremse im Grundgesetz erweist sich als Investitions- und Zukunftsbremse. Die 177 
jahrzehntelange Kürzungspolitik im öffentlichen Dienst hat überdies zur Folge, dass 178 
personelle Kapazitäten für die Planung und Umsetzung von Investitionen fehlen. Die Linke 179 
fordert auf Bundeseben, die Schuldenbremse und die europäischen Verschuldungsregeln zu 180 
streichen und durch Neuregelungen zu ersetzen, die höhere Investitionen ermöglichen. 181 
Kreditfinanzierte Zukunftsinvestitionen sind gesamtwirtschaftlich sinnvoll, da sie die 182 
Nachfrage steigern, wodurch Arbeitsplätze entstehen und gehalten werden.   183 

Wir lehnen sogenannte Öffentlich-Private Partnerschaften ab. Erfahrungen auf allen 184 
politischen Ebenen und zahlreiche Studien zeigen, dass diese die öffentliche Hand teurer zu 185 
stehen kommen als eine öffentliche Leistungserbringung. Wir setzen uns für eine soziale, 186 
ökologische, solidarische und zukunftsfähige Investitionspolitik ein, welche notfalls an der 187 
Schuldenbremse vorbei vorgenommen werden kann. Dazu kann NRW per Landesgesetz 188 
öffentliche Investitionsgesellschaften einrichten, die jeweils zur Leistung bestimmter 189 
Sachaufgaben Kredite aufnehmen dürfen. Wir sehen diese Struktur als Einstieg in eine 190 
stärker beteiligungsorientierte Transformation, die bislang vernachlässigte Interessen und 191 
Anliegen berücksichtigt. Deswegen sollen diese Investitionsgesellschaften per Gesetz durch 192 
transparente Gremien gesteuert werden, für deren Besetzung neben dem Landtag auch 193 
Gewerkschaften, Sozial- und Umweltverbände, kommunale Gebietskörperschaften sowie 194 
wissenschaftliche Einrichtungen ein Vorschlagsrecht erhalten. 195 
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Konkret wollen wir als Linke in NRW die Einrichtung öffentlicher 196 
Investitionsgesellschaften mindestens für folgende Zwecke: 197 

• zur Unterstützung des sozialökologischen Umbaus in den Kommunen durch 198 
Finanzierung und Beratung 199 

• zur Erneuerung sowie zum Auf- und Ausbau notwendiger öffentlicher Infrastruktur, 200 
insbesondere im digitalen Bereich 201 

• zur Bereitstellung von Kapital für kleine und mittelständische Unternehmen, damit 202 
diese den Umstieg auf eine digitalisierte und ökologische Betriebsweise schaffen 203 

• zur Bereitstellung von Wagniskapital für neue, vor allem dezidiert ökologische 204 
Geschäftsmodelle und Geschäftsfelder 205 

Öffentliche Kredite soll es nicht zum politischen Nulltarif geben, sondern nur, wenn die an 206 
den Projekten beteiligten Unternehmen soziale Kriterien erfüllen (Tarifbindung, 207 
Mitbestimmung) und die direkt profitierenden Unternehmen politische Mitsprache durch 208 
Anteile anbieten. Bislang ist die Demokratisierung in vielen gesellschaftlichen Bereichen 209 
angelangt, jedoch nicht in der Wirtschaft. Wir wollen eine Wirtschaft, die sich an sozialen 210 
und ökologischen Kriterien orientiert und Beteiligung garantiert. Für uns ist eine ökologisch-211 
soziale Investitionspolitik auch ein Weg zu mehr Wirtschaftsdemokratie. 212 

2.1.12 Dekarbonisierung jetzt 213 

Die Dekarbonisierung, also die Reduzierung klimaschädlicher Kohlendioxidemissionen durch 214 
den Verzicht auf fossile Energieträger, der Industrie – insbesondere in den Bereichen Stahl, 215 
Chemie und Zement – ist unaufschiebbar, um die Klimakatastrophe abzubremsen, zu 216 
stoppen und umzukehren. 217 

Sie erfordert die Verwendung großer Mengen Wasserstoffs. Der Aufbau einer klimaneutralen 218 
Wasserstoffwirtschaft schafft und sichert auch im nicht-akademischen Bereich qualifizierte 219 
Arbeits- und Ausbildungsplätze. 220 

Wir Linken wollen bundesweit ein „Wasserstoffpaket“, das aus fünf Maßnahmen besteht und 221 
ein Finanzvolumen von bundesweit insgesamt 100 Milliarden Euro bis 2035 hat. NRW könnte 222 
ein Fünftel dieses Volumens übernehmen.  223 

Die Maßnahmen sind: 224 
• Aufbau eines leistungsfähigen Leitungsnetzwerks zum Transport von Wasserstoff in 225 

Deutschland und Europa 226 
• Ausbau der Transportinfrastruktur für Offshore-Windenergie mit angeschlossener 227 

Wasserstoffproduktion 228 
• Stärkung der kommunalen Planungskapazitäten durch Aufstockung der 229 

Personaldecke 230 
• Unterstützung von Investitionen in klimafreundliche Anlagen der Stahl-, Chemie- und 231 

Zementindustrie durch innovative Förderkonzepte 232 
• Forschung und Entwicklung im Wasserstoffbereich durch zielgenaue 233 

Förderprogramme 234 

2.1.13 Kommunen beim sozial-ökologischen Umbau unterstützen 235 
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Den Kommunen muss dringend geholfen werden. Wenn der soziale und ökologische Umbau 236 
erfolgreich sein soll, wird er zu erheblichen Anteilen auch auf der kommunalen Ebene 237 
erstritten, durchgesetzt, geplant und umgesetzt werden müssen. Dazu müssen Land und 238 
Kommunen zusammenarbeiten. Wir brauchen konstruktive Kooperation statt 239 
Standortwettbewerbe und Kirchturmsdenken. 240 

Zusätzlich benötigen die Kommunen Unterstützung dabei, die Verödung ihrer Ortskerne und 241 
Innenstädte zu verhindern bzw. rückgängig zu machen, denn die Einkaufsbereiche der 242 
Innenstädte befinden sich seit Jahren in der Zange mehrerer folgenschwerer Entwicklungen: 243 
Große Einkaufszentren und sonstige Konzentrationsprozesse im Handel gehen zulasten 244 
kleinerer, unabhängiger Geschäfte. In Folge einer jahrzehntelangen neoliberalen Politik der 245 
sozialen Ungleichheit ist die Kaufkraft breiter Bevölkerungsschichten gesunken. Außerdem 246 
sind Menschen ohne hohe Einkommen zunehmend aus den Wohnlagen der innerstädtischen 247 
Bezirke verdrängt worden. Zusätzlich hat sich der Trend zu mehr Onlineshopping zulasten 248 
des stationären Einzelhandels weiter verstärkt. 249 

 250 
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2.2 Gerechte Industriepolitik für NRW 251 

Unser Ziel ist ein gutes und bezahlbares Leben für alle. Deshalb wollen wir Industriepolitik 252 
aus Sicht der Beschäftigten gestalten, aus der Perspektive ihrer Kommunen und Regionen. 253 
Eine sozial gerechte und ökologisch nachhaltige Industriepolitik ist wichtig, damit unsere 254 
Kinder eine lebenswerte Zukunft erhalten. 255 

Es geht bei guter Industriepolitik um die Sicherung Guter Arbeitsplätze mit höheren Löhnen, 256 
um die Stärkung der Durchsetzungskraft der Beschäftigten und damit ihrer Gewerkschaften, 257 
um die Planetarischen Grenzen und zugleich um die Steuerbasis für einen gut ausgebauten 258 
Sozialstaat. 259 

Unsere linke Industriepolitik ist eingebaut in einen politischen Rahmen, in dem wir unser 260 
Wirtschaftssystem demokratisch, nachhaltig und gerecht umbauen wollen. In einer Welt der 261 
ständig wachsenden Spaltung in Arm und Reich, der Infragestellung demokratischer Rechte, 262 
dem Überschreiten fast aller planetarischer Grenzen und immer schneller drehender 263 
Rüstungsspiralen wäre es für alle Beteiligten fatal, an einem angeblich freien Markt 264 
festzuhalten. 265 

2.2.1 Strukturwandel gestalten, neue Branchen erschließen, Arbeitsplätze schaffen 266 

Der notwendige Strukturwandel wird nicht gelingen, wenn ausschließlich auf „den Markt“ 267 
gesetzt wird. Hierfür brauchen wir eine aktive Industrie-, Regional- und Strukturpolitik. 268 
Unsere Ziele sind sichere Arbeitsplätze, gute Tariflöhne und gesicherte Perspektiven für 269 
Beschäftigte und Regionen. Dafür brauchen wir eine auf Langfristigkeit 270 
ausgelegte Industriepolitik in NRW. 271 

Wo aufgrund von technischem Fortschritt Arbeitsplätze wegfallen, kann durch die 272 
Modernisierung bestehender Branchen und Erschließung weiterer Sektoren neue 273 
Beschäftigung geschaffen werden. Dafür muss der Staat in Weiterbildung und Qualifizierung 274 
der Betroffenen investieren. Unterstützt werden soll dies zusätzlich durch eine stärkere 275 
Förderung und Integration der Innovationsinfrastruktur. Unser Augenmerk liegt darauf, 276 
nachhaltige Zukunftsbranchen nicht dem privaten Kapital zu überlassen und frühzeitig 277 
öffentliches Interesse geltend zu machen. 278 

Es ist Aufgabe einer aktiven Industriepolitik, für neue Beschäftigung in Zukunftsbranchen zu 279 
sorgen.  280 

Zu den Zukunftsbranchen gehören vor allem: 281 
• Grüner Stahl und Wasserstoff 282 
• Erneuerbare Energien 283 
• Bahn- und, Fahrzeugbau- und Maschinenbau 284 
• Maschinenbau Material Science 285 
• Medizintechnik Biotech 286 
• Digitale Infrastruktur und Automatisierung 287 

2.2.2 Qualifizieren statt entlassen 288 

Im Mittelpunkt von Industriepolitik in NRW sollte die Sicherung bestehender tariflicher 289 
Arbeitsplätze und die Schaffung neuer, zukunftsfester industrieller Jobs stehen.  290 
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Eine erfolgreiche Transformation erfordert nicht nur Sachinvestitionen, sondern auch 291 
Investitionen in Mitarbeiter*innen. Deshalb ist die Ausweitung von Maßnahmen zur 292 
Fortbildung und Umschulung ein zentraler Aspekt einer linken Industriepolitik.  293 

NRW leidet seit langem unter hoher Arbeitslosigkeit, in einigen Regionen liegt diese weit 294 
über dem Bundesdurchschnitt. 2026 waren erstmals seit 2010 mehr als 800.000 Menschen 295 
ohne Arbeit in NRW. In der Metall- und Elektroindustrie NRW ist die Produktion im Vergleich 296 
zu 2019 um 23 Prozent eingebrochen, und fast jeder zehnte Job dort ist gestrichen worden. 297 
Trotz hoher Arbeitslosigkeit mangelt es in 45 Berufen an Fachkräften.  298 

Hier muss das Land NRW aktiv werden. Bildung ist sowohl ein Grundrecht aller Menschen 299 
als auch eine notwendige Investition in die Zukunft. das gilt umso mehr in Zeiten rasanten 300 
wirtschaftlichen Wandels und einer digitalen Revolution. 301 

Eine linke Industriepolitik setzt auf einen leistungsstarken Staat mit einem gut 302 
ausgestatteten öffentlichen Dienst mit eigenen Planungskapazitäten. Hierfür benötigen wir 303 
auch neue Ausbildungs- und Studiengänge, die für die Führung öffentlicher demokratischer 304 
Unternehmen und Beteiligungsformen qualifizieren. Hier gilt es an den Vorbildern der 305 
Arbeiterakademien anzuknüpfen. 306 

Als Linke wollen wir: 307 
• Qualifizierung, Umschulung und neue Arbeitsplätze statt Entlassungen 308 
• massive Investitionen in die Aus- und Fortbildung in NRW 309 
• die Finanzierung der Berufsschulen und ihre technische Ausstattung verbessern 310 
• neue Ausbildungs- und Studiengänge, die für die Führung und Mitgestaltung von 311 

öffentlichen demokratischen Unternehmen qualifizieren 312 

2.2.3 Das Land NRW als wirtschaftlicher Akteur 313 

NRW ist das industrielle Herz Westeuropas. Die Chemie- Stahl-, und Autoindustrie in NRW 314 
benötigend dringend Investitionen. Hier wollen wir auch das Bundesland in die Pflicht 315 
nehmen, die Wirtschaftsförderung erheblich zu steigern. Wir wollen, dass das Land NRW 316 
sich endlich zur Zukunft der Stahlindustrie bekennt und dem auch Taten folgen. Ein Vorbild 317 
ist hier das Land Niedersachsen als Anteilseigner in den Stahlwerken mit Landesbeteiligung 318 
und Stimmrechten in Salzgitter.  319 

Um die Abwärtsspirale zu durchbrechen, kann das Land NRW in Kooperation mit dem Bund 320 
als „Arbeitgeber in letzter Instanz“ tätig werden und alles im Rahmen seiner Möglichkeiten 321 
tun, um neue Gute Arbeitsplätze zu schaffen. Erneuerbare Energie und die 322 
Kreislaufwirtschaft sind nur zwei Beispiele von Sektoren, in denen sehr viele neue Jobs 323 
benötigt werden und geschaffen werden können, damit wir innerhalb der planetarischen 324 
Grenzen wirtschaften können und unabhängiger von internationalen Krisen werden. 325 

Strukturwandelmittel müssen konsequent ihrem eigentlichen Zweck dienen: dem Erhalt und 326 
der Transformation industrieller Arbeitsplätze in NRW. 327 
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Als Linke wollen wir: 328 
• das Bekenntnis des Landes NRW zur Zukunft der Stahlindustrie 329 
• die Schaffung neuer Arbeitsplätze, insbesondere in den Bereichen Erneuerbare 330 

Energien und Kreislaufwirtschaft 331 
• Gelder aus dem Strukturwandel ausschließlich für industriepolitische Maßnahmen 332 

einsetzen 333 
• keine Zweckentfremdung, etwa für die Sanierung öffentlicher Gebäude oder den Bau 334 

von Infrastrukturprojekten 335 

Rüstungsinvestitionen hingegen sind nicht nur politisch falsch, sie sind auch 336 
wirtschaftspolitisch fatal. Während Investitionen in Infrastruktur und Bildung den 337 
Wirtschaftskreislauf fördern, bremsen Rüstungsinvestitionen diesen aus. Personelle und 338 
finanzielle Ressourcen werden dabei für die Rüstungsindustrie aus produktiven Bereichen 339 
abgezogen.  340 

2.2.4 Das Land NRW als demokratischer Investor 341 

Wir wollen eine demokratische Investitionspolitik durch das Land NRW, die das 342 
Investitionsmonopol des privaten Kapitals bricht.  343 

Das bedeutet auch den strategischen Einsatz der NRW. Bank: 344 
• Artikel 5/2 der Satzung wollen wir ergänzen durch die Punkte:  345 

- l ) Aufbau demokratisch geführter öffentlicher Unternehmen 346 
- m) Unterstützung der Gründung von Genossenschaften“. 347 

• Artikel 7 wollen wir so verändern, dass Gewerkschaften, Kommunen, Umwelt- und 348 
Frauenverbände und heterodoxe Wissenschaften im Vorstand der Bank vertreten 349 
sind. 350 

2.2.5 Strukturwandel abfedern und demokratisch organisieren 351 

Die besonders von der Deindustrialisierung betroffenen Städte benötigen einen NRW-352 
Aufbauplan. 353 

Die gemeinsame Aufgabe von Bund und Land NRW ist es, die Kommunen zu entschulden 354 
und dann einen Plan für die Schaffung neuer Arbeitsplätze und die Sicherung der 355 
vorhandenen vorzulegen. Gerade den am meisten betroffenen Städten wie Gelsenkirchen 356 
oder Duisburg muss nun schnell solidarisch geholfen werden. 357 

In landesweiten Transformationsräten wollen wir einen sozial-ökologischen 358 
Transformationsplan entwickeln, der gemeinsam mit dem Landesparlament und den 359 
Gewerkschaften abgestimmt und in seiner Umsetzung überwacht wird. 360 

Wir fordern eine jährliche Gutes-Leben-Konferenz von Landesregierung, Landtag, 361 
Gewerkschaften, Kommunen, Umwelt- und Frauenverbänden, Wissenschaftler*Innen und 362 
Vertreter*innen der Unternehmen. Diese Konferenz soll die Transformationspläne und den 363 
NRW-Aufbauplan zu begutachten, um gegebenenfalls nachsteuern zu können. 364 
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Als Linke wollen wir: 365 
• einen NRW-Aufbauplan für die von Deindustrialisierung besonders betroffenen Städte 366 
• die Entschuldung der Kommunen durch Bund und Land 367 
• Transformationspläne der Großindustrien, die gemeinsam mit dem Landesparlament 368 

und den Gewerkschaften abgestimmt werden 369 
• jährlich eine Gutes-Leben-Konferenz von der Landesregierung mit Tarifpartner*innen, 370 

Wissenschaftler*innen und Organisationen der Zivilgesellschaft 371 

2.2.6 Wirtschaftsdemokratie: Mitsprache der Beschäftigen 372 

Die Industrie in NRW benötigt mehr Mitbestimmung und wirtschaftliche Demokratie. Die 373 
Beschäftigten sollten eine zentrale Rolle bei der Gestaltung des industriellen Umbaus spielen 374 
sowohl in den Betrieben als auch bei überbetrieblicher Mitbestimmung. 375 

Aus sozialstaatlicher und volkswirtschaftlicher Perspektive richten Tarifflucht, Ausbeutung, 376 
und die Beschneidung der Rechte von Beschäftigten großen Schaden an. 377 

Wir setzen uns deshalb für strikte Kriterien bei der Vergabe von Fördergeldern an 378 
Unternehmen ein.  379 

Über ein entsprechendes Gesetz müssen gewährleistet sein: 380 
• Tarifbindung 381 
• Mitbestimmung 382 
• Standort- und Beschäftigungssicherung 383 

„Union Busting“, also die Aushebelung von Gewerkschaften und Betriebsräten, sollte mit 384 
allen rechtsstaatlichen Mitteln bekämpft werden.  385 

Wir wollen landeseigene Betriebe stärken und die Management-Strukturen dieser Betriebe 386 
demokratisieren. Ihre Verwaltung kann nicht einfach Banken überlassen werden.  387 

Darüber hinaus wollen wir in Zusammenarbeit mit Beschäftigten sowie kleinen und mittleren 388 
Unternehmen die Option einer Unternehmensübergabe an die eigene Mitarbeitenden 389 
stärken, um Wertschöpfung, Know-how und Arbeitsplätze langfristig in NRW zu halten. 390 

2.2.7 „Made in EU“: Mit Nachbarländern gemeinsam investieren 391 

Technologische Souveränität und stabile industrielle Arbeitsplätze lassen sich dauerhaft nur 392 
sichern, wenn wir mit starken „Made in EU“-Klauseln in der Europäischen Union gemeinsam 393 
in Schlüsselindustrien investieren und industrielle Arbeitsplätze auch in unseren 394 
Nachbarstaaten stärken. Wenn EU-Länder es hinbekommen, Airbus gemeinsam aufzubauen, 395 
dann können wir auch anderes gemeinsam herstellen. 396 

Die Europäische Linkspartei fordert öffentliches bzw. Sozialeigentum in den folgenden fünf 397 
Schlüsselsektoren:  398 

• Energie 399 
• Verkehr und Mobilität 400 
• Digitale und technologische Souveränität 401 
• Öffentliche Gesundheitswirtschaft 402 
• Strategische Materialien 403 


